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I. Änderung zur Geschäftsordnung der 
Gemeindevertretung Sülfeld und ihrer Fachausschüsse 

 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Sülfeld hat aufgrund des § 34 Abs. 2 der 
Gemeindeordnung (GO) für Schleswig-Holstein in ihrer Sitzung am 13.06.2024 die folgende I. 
Änderung zur Geschäftsordnung beschlossen: 

 

Artikel I 

§ 6 erhält folgende Fassung: 

 
§ 6 

Öffentlichkeit der Sitzungen, Ausschluss der Öffentlichkeit 
 
1. Die Sitzungen der Gemeindevertretung sind öffentlich. 

Die Öffentlichkeit ist unter den Voraussetzungen des § 35 GO im Einzelfall auf Antrag 
auszuschließen. Der Beschluss darüber kann zu Beginn der Sitzung im Rahmen der 
Genehmigung der Tagesordnung gefasst werden und bedarf einer Mehrheit von 2/3 der 
anwesenden Mehrheit. Antragsberechtigt ist jedes Mitglied der Gemeindevertretung. Zur 
ausgeschlossenen Öffentlichkeit gehören dann nicht 

1) der Protokollführer, 
2) die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes, 
3) der Amtsdirektor sowie 
4) die übrigen Vertreter der Amtsverwaltung, soweit ihre Anwesenheit durch den 

Amtsdirektor aus dienstlichen Gründen angeordnet worden ist. 
 

2. Die Angelegenheit kann in öffentlicher Sitzung behandelt werden, wenn die Person, deren 
Interessen geschützt werden soll, dies schriftlich verlangt oder sein schriftliches 
Einverständnis erklärt hat. 

 
 

Artikel II 
 

§ 16 erhält folgende Fassung: 
 

§ 17 
Worterteilung 

 
1. Gemeindevertreter, Verwaltungsvertreter und Sachverständige, die zur Sache sprechen 

wollen, haben sich bei dem Bürgermeister durch Handzeichen zu Wort zu melden. Dies gilt 
auch für die Gleichstellungsbeauftragte, soweit es sich um eine Angelegenheit ihres 
Aufgabengebietes handelt. Dem Amtsdirektor ist auf Wunsch das Wort zu erteilen.  
 

2. Das Wort zur Geschäftsordnung ist jederzeit zu erteilen und darf sich nur auf den in der 
Beratung befindlichen Tagesordnungspunkt beziehen. Es darf dadurch kein Sprecher 
unterbrochen werden. Der Bürgermeister darf in Wahrnehmung seiner Befugnisse eine solche 
Unterbrechung vornehmen. 

 
3. Das Wort zur persönlichen Bemerkung ist erst nach Schluss der Beratung zu erteilen. 

Persönliche Bemerkungen dürfen nur eigene Ausführungen korrigieren und persönliche 
Angriffe, die während der Beratung gegen den Sprecher erfolgt sind, abwehren. 

 
4. Die Redezeit beträgt jeweils höchstens 5 Minuten. 
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Artikel III 
 

Nach § 22 wird folgender § 22a neu eingefügt: 
 

§ 22a 
Tonaufzeichnungen 

 
1. Der Amtsverwaltung ist es erlaubt, zum Zwecke der Erstellung von Niederschriften in 

kommunalpolitischen Sitzungen Tonaufzeichnungen durchzuführen. Dies schließt auch 
etwaige nichtöffentliche Sitzungsteile ein.  

 
2. Die Tonaufzeichnungen (Audiodateien) stehen ausschließlich dem protokollführenden 

Beschäftigten oder Beamten der Amtsverwaltung zur Verfügung. Eine Weiterleitung ist nicht 
zulässig. Die Audiodateien sollen ausschließlich auf einer hierfür vorgesehenen Speicherkarte 
abgespeichert werden, eine Archivierung ist nicht vorgesehen. Die Audiodateien dürfen 
ausschließlich zum Zwecke der Erstellung der Sitzungsniederschriften genutzt werden. 
Insbesondere im Hinblick auf etwaige nichtöffentliche Sitzungsteile soll der Protokollführer 
beim Abhören sicherstellen, dass keine andere Person Kenntnis von den Inhalten erlangen 
kann. 
 

3. Die Audiodateien sollen nach der Erstellung der Niederschriften gelöscht werden, spätestens 
nach Behandlung einer Niederschrift in der nächsten Gremiumssitzung hat eine Löschung zu 
erfolgen. Die Löschung der Audiodateien muss dokumentiert werden.  

 
 

Artikel IV 
 

§ 23 erhält folgende Fassung: 
 

§ 23 
Ausschüsse 

 
1. Diese Geschäftsordnung gilt mit folgenden Abweichungen auch für die Ausschüsse: 
 

a. Die Ausschüsse werden von den jeweiligen Vorsitzenden nach Absprache mit dem 
Bürgermeister einberufen, in der Regel sollen keine Sitzungen am Freitag, vor Feiertagen 
und während der Sommerferien in Schleswig-Holstein stattfinden. 

b. Soweit auch stellv. Ausschussmitglieder gewählt worden sind, sichert das verhinderte 
Ausschussmitglied seine Vertretung.  

c. Bei Verhinderung des Vorsitzenden und stellv. Vorsitzenden wird die Ausschusssitzung 
durch das lebensälteste Ausschussmitglied geleitet. 

d. Einwohnerfragestunden werden in den Ausschüssen zu Beginn der Sitzung 
durchgeführt, soweit der Ausschuss in eigener Verantwortung beschlossen hat, eine 
Einwohnerfragestunde durchzuführen. 

e. Die Einladungen zu Ausschusssitzungen sind auch den Gemeindevertretern und der 
Gleichstellungsbeauftragten des Amtes zu übermitteln.  

 
 

Artikel VI 
 

Diese I. Änderung zur Geschäftsordnung tritt am 01.07.2024 in Kraft. Sie gilt auf unbestimmte 
Zeit.  
 
 
Sülfeld, 27.06.2024       
 
        gez. Marek Krysiak 
        Bürgermeister  


